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2:8. Gesm: Besoldungsordnung 1967; Änderung (13. Nov-elle zur Besoldungsordnung 1967). 

28. zeitige Überstellung in die höhere Verwendungs-
Gesetz vom 26. September 1977, mit dem gtuppe unterblieben wäre. Dass?Jbe gik sii:n­
die Besoldungsordnung 1967 geändert wird gemäß, wen~ em Beamter, der semerzett tn eme 
(13. Novelle zur Besoldungsordnung 1967) 'niedrigere Verwendungsgruppe desselben Sehe­

; mas überstellt worden ist, nunmehr in eine höhere 
Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

1 
Verwendungsgruppe desselben SchemllS über­

. stellt wird. 

Artikel 1 j 
Die Besoldungsordnung 1967, LGBl. für Wien 

Nr. 18, in der Fassung der Landesgesetze LGBl. 
für Wien Nr. 30/1967, 34/1967, 26/1968, 45/1969, 
15/1971, 4/1972, 10/1972, 6/1973, 18/1974, 55/ 
1974, 24/1976 nnd 9/1977 wird wie folgt geändert: 

Ergänzungszulage 

§ 18. (1) Ist der Gehalt des Beamten, der 
überstellt worden ist, in der neuen Verwendungs­
gruppe niedriger als der bisherige Gehalt, so 
gebührt dem Beamten eine ruhegenußfähige 

1. Im § 12 Abs. 6 ist der Ausdruck „§ 21 Ergänzungszulage in der Höhe des Unterschiedes 
Abs. 5 lit. a oder b" durch den Ausdruck „§ 18 zwischen dem jeweiligen Gehalt in der neuen 
Abs. 2 Ht. a oder bu zu ersetzen. Verwend~ngsgruppe und dem Gehalt~ der der 

besoldungsrechtlichen Stellung des Beamten un-
2. Im § 14 ist der Klammerausdruck „(§§ 18 mittelbar vor der Überstellung entspricht. Ruhe­

bis 20 und 22)" durch den Klammerausdruck ; genußfiihige Dienstzulagen sind bei der Brmitt­
„(§ 17)" zu ersetzen. Jung der Ergänzungszulage dem Gehalt zuzu­

rechnen. 3. Die §§ 17 und 18 haben zu lauten: 

„Überstellung 

§ 17. (1) Cberstellung ist die Einreihung des 
Beamten in eine andere Ver\vendungsgruppe, 

(2) Die Dienstklasse und/oder die Gehalts­
stufe, die dem Beamten in der neuen Verwen­
dungsgruppe gebührt, ist in der Anlage 4 fest­
gesetzt. Durch die Überstellung ändert sich, 
sofern in der Anlage 4 nicht anderes bestimmt 
ist, der Zeitpunkt, ab dem die zweijährige Frist 
für die Vorrückung oder Zeitvorrückung berech~ 
net \.vird (V orrückungssternün)~ nicht. 

(2) Erfolgt die Überstellung 

a) nach einem Zeitraum, der sich aus der 
ruhcgenußfähigen Dienstzeit zur Stadt Wien 
und den gemäß § 53 Abs. 2 lit. a der Pen­
sionsordnung 1966, LGBI. für Wien Nr. 19/ 
1967) angerechneten Ruhegenußvordienst-
2eiten zusammensetzt, von mindestens 15 
Jahren oder 

b) als unmittelbare Folge eines Dienstunfalles 
oder einer Berufskrankheit 

und wäre der Monatsbezug in der neuen V er­
wendungsgruppe niedriger als der bisherige 

(3) Wird ein BeanJter~ der seinerzeit aus dem Monatsbezug, so gebührt dem Beamten ei11e 
Schema I oder IIL in das Schema II überstellt ruhegenußfäh.ige Ergänzungszulage auf den Mo­
worden lst, nunmehr aus dem Schcn1a II in. natsbezug, der ihm jeweils in der bisherigen Ver­
das Schema l oder IIL überstellt, dann ist er so i \vendungsgruppe zukommen vrürde!' 
zu behandeln, als ob die seinerzeitige Überstellung ' 
in das Sche=i II unterblieben wäre. Dasselbe 
gilt sinngemäß, wenn ein Beamter, der seinerzeit 
in das Schema I oder IIL überstellt worden ist, t 
.nunmehr in ein anderes Schen1a überstellt wird. ' 

( 4) Wird ein Beamter, der seinerzeit in eine 1' 

höhere Verwendungsgruppe desselben Schemas , 
überstellt -..vorden ist, nunmehr in eine niedrigere i 

Verwendungsgruppe desselben Schemas über- i 
stellt~ dann ist er so zu behandeln, als ob die seincr-1 

B 

4. Die §§ 19 bis 21 werden aufgehoben. 

5. § 22 hat zu lauten: 

,,Ersatzleistung 

§ 22. (1) Dem weiblichen Beamten, der 
a) ein Kind geboren hat oder 
b) allein oder mit dem Ehegatten ein Kind 

an Kindes Statt angenommen oder in der 
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